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P R E S S E E R K L Ä R U N G 

 

Bundeskanzlerin spricht mit Zentralrat Deutscher  

Sinti und Roma 

 

     Die Situation der deutschen Sinti und Roma war gestern in Berlin Gegenstand 

eines Gesprächs von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit dem Vorsitzenden des 

Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose. An dem Gespräch nahmen 

auch der Vorsitzende des Landesverbands Deutscher Sinti und Roma in Rhein-

land-Pfalz, Jacques Delfeld, und für den Beirat der Holocaust-Überlebenden, der 

Auschwitz-Überlebende Franz Rosenbach aus Nürnberg, teil. Die Bundeskanzle-

rin betonte die Notwendigkeit des Minderheitenschutzes für die seit jeher hier be-

heimateten Sinti und Roma. Die Verhinderung von Diskriminierung gehöre ebenso 

zu den gesellschaftlichen Aufgaben wie die Mahnung und Erinnerung an das in 

der Vergangenheit geschehene Unrecht, so die Bundeskanzlerin. „Wir wollen 

deshalb auch das Denkmal für die ermordeten Sinti und Roma in Berlin bauen und 

alles unsererseits dafür Notwendige rasch durchführen“, sagte die Kanzlerin den 

Vertretern der Sinti und Roma zu, die das sehr begrüßten. 

 

     Thema des Gesprächs war auch die Forderung des Zentralrats nach einer Ini-

tiative innerhalb der Europäischen Union (EU) für einen verbesserten Schutz der 

Roma- und Sinti-Minderheiten vor Ausgrenzung. Rose berichtete, dass vor allem 

in den neuen EU-Ländern Osteuropas Sinti und Roma regelmäßig Opfer von ras-

sistischer Propaganda und Übergriffen werden, oft in ghettoähnliche Wohnviertel 

ohne ausreichende Versorgung mit Wasser, Elektrizität und Kanalisation abge-

drängt und im Bildungssystem benachteiligt würden. Die Bundeskanzlerin erklärte, 

diese Problematik sei auch weiterhin Teil der politischen Agenda in Europa. „Wir 

müssen innerhalb der EU den Umgang mit Minderheiten weiter aufmerksam beo-

bachten“, bekräftigte die Kanzlerin. Mit dem EU-Rahmenbeschluss zur Bekämp-

fung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit unter der deutschen EU-Ratspräsi-

dentschaft sei in diesem Sinne schon ein deutliches Zeichen in der gesamten EU 

gesetzt worden, ergänzte die Bundeskanzlerin. 


